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N I E D E R S C H R I F T Seite: 261 
 
 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates Denkendorf   
am: 04.10.2018 in Denkendorf 
um 19.00 Uhr Schulungsraum  

Feuerwehrgerätehaus Denkendorf  
  
 
Sämtliche 16 Mitglieder des Gemeinderates Denkendorf  
waren ordnungsgemäß geladen. 
 
Vorsitzende war: 1. Bgmin Forster 
Schriftführer war: Frau Herrler    
 
 
Anwesend waren: 
 

 
  

Heinrich Forscht 
Heike Fritzen 
Christian Holtz  ab 20.39 Uhr 
Josef Mosandl 
Alois Müller 
Rolf Schowalter 
Ludwig Schranz 
Thomas Sendtner 
Jürgen Sendtner 
Regina von Wernitz - Keibel 
Alfons Weber 
Josef Wermuth 
Josef Weigl 
Claus Wirth 
 
 
 
Entschuldigt abwesend waren:  
 
Peter Lehner 
Karin Nerb 
Stephan Werner 
Heinrich Beringer 
 
 
 
Unentschuldigt abwesend waren: 
 
 
 
 
Die Beschlussfähigkeit war somit gegeben. 
 
 
 
Beginn der Sitzung: 19.00 Uhr 
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1. Genehmigung der Niederschriften aus den Sitzungen vom 26.07.2018 und 

13.09.2018 
 
 
Bürgermeisterin Forster berichtet, dass ein Gemeinderatsmitglied nicht mit dem 
Protokoll vom 26.07.18 einverstanden sei und mit einer Anzeige gegen die 
Gemeinderatsmitglieder wegen Urkundenfälschung gedroht habe. Weiter stellt 
sie heraus, dass sie die Anmerkung, die im Protokoll auf Wunsch des 
Gemeinderatsmitglieds geändert werden solle, so nicht geäußert habe. 
Hintergrund im Zusammenhang mit einer möglichen Klage gegen die Gemeinde 
sei die Bauvoranfrage in Zandt gewesen.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied ist der Auffassung, dass die gewünschte 
Sinnhaftigkeit des Protokolls vollends gegeben sei, daher stehe auch nichts 
gegen das Protokoll. 
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied meint, dass die Äußerungen im Protokoll 
nicht korrekt wiedergegeben seien. Die Bürgermeisterin habe außerdem den 
Antrag nicht vorgelesen. Eine Diskussion habe nicht stattgefunden.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied hakt nach, was genau nicht richtig wiedergegeben sei.  
 
Bürgermeisterin Forster erklärt, dass sie den Antrag vorgelesen habe. 
Anschließend trägt sie die Stellungnahme der Rechtsaufsicht, Frau 
Regierungsrätin Seitz, vor: 
 
„Nach Art. 54 Abs. 1 Satz 2 GO muss die Niederschrift Tag und Ort der Sitzung, 
die Namen der anwesenden Gemeinderatsmitglieder und die der abwesenden 
unter Angabe ihres Abwesenheitsgrundes, die behandelten Gegenstände, die 
Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis ersehen lassen. Auf diesen 
gesetzlichen Mindestinhalt der Niederschrift nimmt § 33 Abs. 1 Satz 1 der 
Geschäftsordnung des Gemeinderates Denkendorf Bezug, indem dort festgelegt 
ist, dass über die Sitzungen des Gemeinderats Niederschriften gefertigt werden, 
deren Inhalt sich nach Art. 54 Abs. 1 GO richtet. Ein darüberhinausgehender 
Inhalt (wie etwa die Zusammenfassung vorgebrachter Wortmeldungen) ist aus 
rechtlicher Sicht nicht notwendig.  
 
Die Genehmigung der Niederschrift bezieht sich unseres Erachtens auch nur auf 
den nach Art. 54 Abs. 1 GO i.V.m. § 33 Abs. 1 GeschO definierten Inhalt, nicht 
jedoch auf zusätzliche Erläuterungen, die nur den Gang der Beratungen 
darstellen sollen. Das einzelne Gemeinderatsmitglied kann weder verlangen, 
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dass sein Redebeitrag im Wortlaut in der Niederschrift festgehalten wird, noch 
hat es ein Widerspruchsrecht dagegen, da es weiß, dass es seine Äußerungen 
nicht als Privatperson, sondern in Ausübung eines öffentlichen Amtes macht 
(Widtmann/Grasser/Glaser: Bayerische Gemeindeordnung, Kommentar zu Art. 
54 GO, Rd.-Nr. 8).  
 
Es wäre durchaus zu überlegen, ob die Protokolle des Gemeinderats 
Denkendorf künftig in der bisherigen ausführlichen Form ausgeführt werden.“ 
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, dass der letzte Satz vor der Beschlussfassung 
zu TOP 102 („Über den gesamten Ort werde ein Gewerbegebiet geplant.“) nicht 
gesagt worden sei.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied findet ein Protokoll mit nur den 
Mindestinhalten lachhaft.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied greift den Vorschlag aus der vorigen Sitzung auf, die 
Sitzung aufzuzeichnen und im Anschluss zu löschen. Dadurch würden solche 
Probleme vermieden.  
 
Bürgermeisterin Forster hält dies für schwierig.  
 
Es sei gut, wenn mehr im Protokoll stehe, dann solle dies aber auch richtig sein, 
so ein Gemeinderatsmitglied. Wenn der Diskussionsverlauf aber nicht notwendig 
sei, dann solle man diesen weglassen.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied führt aus, dass die Handhabung des Protokolls in der 
konstituierenden Sitzung festgelegt worden sei. Es sei gut, auf die einzelnen 
Namen zu verzichten. Das Protokoll käme nur zu spät, dies sei zu verbessern, 
ansonsten so weitergeführt werden wie bisher.  
 
Dies bestätigt einer weiteres Gemeinderatsmitglied.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied stellt heraus, dass nicht klar sei, was 
Gemeinderatsmitglied Lehner nicht passen würde und weiß daher nicht, wie 
damit umzugehen sei.  
 
Bürgermeisterin Forster erklärt, dass das Thema Protokollführung erneut 
aufgerollt werde, sollte es hierzu weiter Probleme geben.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied hakt nach, ob die Drohung mit der Anzeige 
ernstzunehmen sei.  
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Bürgermeisterin Forster erläutert, dass sich die Genehmigung nur auf die 
Mindestinhalte beziehe und nicht die zusätzlichen Inhalte. Die Beschlüsse seien 
auch ohne Genehmigung des Protokolls rechtsgültig.  
 
Auf den Vorschlag, die Genehmigung des Juli-Protokolls zurückzustellen, 
erwidert ein Gemeinderatsmitglied, dass dies einem Schuldeingeständnis 
gleichkäme und daher darüber abgestimmt werden sollte.  
 
Herr Landes ergänzt, dass nur Bürgermeister und Schriftführen das Dokument 
beurkunden.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat genehmigt die Niederschrift aus der Sitzung vom 26.07.2018. 
 
Abstimmungsergebnis: 8  5 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat genehmigt die Niederschrift aus der Sitzung vom 13.09.2018. 
 
Abstimmungsergebnis: 11  0 
 
Herr Forscht und Herr Müller stimmen nicht ab, da sie nicht anwesend waren.  
 
 

2.  Beschluss über die Tagesordnung 
 
kein Beschluss 
 
 

3.  Informationen aus der Bauausschusssitzung 
 
Folgende Anträge wurden genehmigt: 

• Neubau einer Terrassenüberdachung mit Schiebeglaselementen auf Fl.Nr. 90/55 
Gem. Zandt, Kiem-Pauli-Straße  

• Bauvoranfrage zum Neubau eines Zweifamilienhauses auf Fl.Nr. 388 Gem. 
Zandt, Limesstraße  
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4. Informationen über Beschlüsse aus nichtöffentlichen Sitzungen nach 

Wegfall der Geheimhaltung 
 
- Die Dimensionierung der Kanäle ist nach zweijährigen Regenereignissen zu 

betrachten.  
- Sofortmaßnahmen für Brennpunkte in den Ortsteilen Dörndorf, Schönbrunn 

und Gelbelsee wurden beschlossen und im Nachgang das IB Siegle mit der 
Durchführung der Maßnahmen beauftragt. 

- Das Sickerbecken wurde an die Fa Strabag für rund 214.000 Euro vergeben.  
- Der Umbau des Leitungssystems an der Schule Denkendorf wurde 

beschlossen. 
 
 

5. Informationen über Bauvorhaben im Freistellungsverfahren 
 
 

79.  Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. XXXII (32) „SO-
Solarpark Dörndorf“ - Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im 
Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung und im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und sonstiger 
Behörden (§ 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB) – weiteres Verfahren (§ 3 Abs. 
2 BauGB, § 4 Abs. 2 BauGB); Beratung – Beschlussfassung (610BeXXXII) 
 
Der Gemeinderat hat in der o. g. Angelegenheit in seiner Sitzung vom 
19.10.2017 den entsprechenden Änderungsbeschluss gefasst. Gleichzeitig 
wurde beschlossen, im Vorfeld mit dem Antragsteller hinsichtlich der 
Kostenübernahme für das Bauleitplanverfahren einen städtebaulichen Vertrag 
abzuschließen. 
Der Vertrag wurde mit Datum vom 08.02.18 abgeschlossen. 
In der Sitzung vom 14.06.18 hat der Gemeinderat dann die frühzeitige 
Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 
1 BauGB beschlossen. Diese Beteiligung fand in der Zeit vom 16.07.18 – 
einschl. 16.08.18 statt. Die zum Verfahren eingegangenen Stellungnahmen 
liegen nun zur Abwägung vor. 
 
A) Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
Im Zuge der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung sind keine Stellungnahme 
eingegangen. 
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Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt dies zur Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
B) Frühzeitige Beteiligung der Behörden 
19 Träger öffentlicher Belange haben eine Stellungnahme abgegeben. 
 
I. Keine Hinweise und keine Anregungen der Träger öffentlicher Belange 
bzw. der Bürger: 
 
1) Autobahndirektion Nordbayern, Dienststelle Fürth 
Schreiben vom 06.07.2018 
Keine Einwände. 
 
2) Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr 
Schreiben vom 06.07.2018 
Keine Einwände. 
 
3) Amt für ländliche Entwicklung Oberbayern 
Schreiben vom 09.07.2018 
Keine Einwände.  
 
4) Regierung von Oberbayern, Raumordnung, Landes- und Regionalplanung 
Schreiben vom 09.07.2018 
Es werden keine Einwände erhoben. Das Vorhaben steht den Erfordernissen der 
Raumordnung nicht entgegen.  
 
5) Wittelsbacher Ausgleichsfonds  
Schreiben vom 12.07.2018 
Keine Einwände.  
 
6) Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt  
Schreiben vom 16.07.2018 
Es besteht Einverständnis.  
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7) Planungsverband Region Ingolstadt 
Schreiben vom 17.07.2018 
Keine Einwendungen. 
 
8) DB AG – DB Immobilien 
Schreiben vom 17.07.2018 
Keine Bedenken oder Anregungen.  
 
9) Main-Donau-Netzgesellschaft, Nürnberg 
Schreiben vom 17.07.2018 
Keine Anregungen und Bedenken.  
 
10)  Bayerisches Landesamt für Umwelt 
Schreiben vom 25.07.2018 
Die Belange werden nicht berührt bzw. wurden ausreichend berücksichtigt.  
 
11)  Deutsche Telekom Technik GmbH 
Schreiben vom 27.07.2018 
Keine Einwände. 
 
12)  Markt Kipfenberg 
Schreiben vom 24.07.2018 
Keine Einwände. 
 
13)  Landratsamt Eichstätt, Sachgebiet 44 Immission 
Schreiben vom 06.08.2018 
Keine Einwände. 
 
14)  Landratsamt Eichstätt, Untere Naturschutzbehörde 
Schreiben vom 06.08.2018 
Keine Einwände.  
 
15)  Landratsamt Eichstätt, Bauverwaltung, Bezirk Nord 
Schreiben vom 06.08.2018 
Es besteht Einverständnis. 
 
16)  IHK für München und Oberbayern 
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Schreiben vom 06.08.2018 
Den geplanten Änderungen wird zugestimmt. 
Anregungen oder Bedenken sind nicht vorzubringen.  
 
17)  Handwerkskammer für München und Oberbayern  
Schreiben vom 10.08.2018 
Es bestehen keine Anmerkungen. 
 
18)  Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Schreiben vom 15.08.2018 
Keine Einwände  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis von den Behörden und Trägern öffentlicher 
Belange, die zugestimmt bzw. keine Einwände vorgebracht haben. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
II. Zur Kenntnis zu nehmende bzw. zu beachtende Hinweise und Anregungen 
der Träger öffentlicher Belange  
 
19) Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ingolstadt  
Schreiben vom 19.07.2018 
Keine grundsätzlichen Bedenken, Hinweis auf folgende Aspekte: 
a) Der Antragsteller wurde informiert, dass die Haltung von Nutztieren 
ordnungsgemäß und auch unter Berücksichtigung von seuchenhygienischen 
Rechtsvorschriften zu erfolgen hat. 
b) Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung ist unangemessen hoch. 
Zumindest sollte der ursprüngliche Kompensationsfaktor von 0,25 für die 
Neuberechnung reduziert werden.  
 
Abwägung: 
Zu a)  In den Festsetzungen wird ergänzt, dass die Haltung von Nutztieren 
ordnungsgemäß und auch unter Berücksichtigung von seuchenhygienischen 
Rechtsvorschriften zu erfolgen hat 
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zu b) Der Kompensationsfaktor von 0,25 muss beibehalten werden, da die 
Grundlage der ursprüngliche Bebauungsplan darstellt. In diesem Falle geht es 
nicht nur die 3 zusätzlichen Gebäude, sondern um den gesamten Umgriff in 
diesem Bereich der vom Naturschutzreferenten des Landratsamtes Eichstätt so 
festgelegt wurde. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt die Hinweise zur Kenntnis und beschließt, das 
Verfahren gem. der durchgeführten Abwägung weiterzuführen.   
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
C) Billigungs- und Auslegungsbeschluss 
Der Gemeinderat Denkendorf nimmt Kenntnis von der frühzeitigen Beteiligung 
der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB und der frühzeitigen Unterrichtung der 
Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB zur Änderung des 
„Vorhabenbezogenen Bebauungsplans“ Nr. XXXII (32) „SO-Solarpark Dörndorf“ 
in Dörndorf und schließt sich den vorstehenden Abwägungsvorschlägen an.  
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
Der Gemeinderat Denkendorf billigt den ausgearbeiteten Planentwurf in der 
heutigen Fassung. 
Der Planentwurf in der heutigen Fassung ist nach Maßgabe des § 3 Abs. 2 
BauGB öffentlich auszulegen. Die Auslegung ist eine Woche vorher ortsüblich 
bekannt zu machen und mit dem Hinweis zu versehen, dass jedermann 
Bedenken und Anregungen zu dem Planentwurf schriftlich oder zur Niederschrift 
vorbringen kann. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind über die öffentliche 
Auslegung zu informieren und parallel gem. § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
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117. Einstellung von bauleitplanerischen Maßnahmen: 13. Änderung Flächen-

nutzungsplan zur Darstellung einer Fläche von Windenergieanlagen auf 
Fl.Nr. 72 Gem. Schönbrunn im Wittelsbacher Forst; Beratung – 
Beschlussfassung (610Fl) 
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 28.09.2011 die 13. Änderung des 
Flächennutzungsplans zur Darstellung einer Fläche von WEAs auf Fl.Nr. 72 
Gem. Schönbrunn im Wittelsbacher Forst beschlossen. Diese Änderung wurde 
in der Zeit vom 09.12.11 bis einschl. 23.01.2012 bekanntgegeben. Vor der 
Durchführung wurde hierzu mit dem Vorhabenträger ein „Städtebaulicher 
Vertrag“ abgeschlossen.  
 
In der Sitzung vom 20.06.12 wurde zum Verfahren nach Vorlage entsprechender 
Unterlagen die frühzeitige Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB sowie die 
frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 1 BauGB beschlossen. Die Beteiligung hierzu wurde in der Zeit 
vom 10.07.12 bis einschl. 10.08.12 durchgeführt. 
 
Nach der frühzeitigen Beteiligung sind seitens des Vorhabenträgers bis heute 
keine weiteren Maßnahmen mehr erfolgt. 
 
Mit E-Mail vom 10.07.18 wurde beim Vorhabenträger angefragt, inwieweit nun 
das Verfahren weitergeführt soll, da die Angelegenheit seit längerer Zeit ruht. 
Am gleichen Tag wurde mitgeteilt, dass die Belange der Bundeswehr derzeit 
dem Vorhaben noch entgegenstehen. Man wird aber im Planungsbüro des 
Vorhabenträgers beim zuständigen SB nochmals nach dem Sachstand fragen 
und diesen dann der Gemeinde mitteilen. 
 
Bis heute ist noch keine Rückmeldung eingegangen. 
Es wird vorgeschlagen das Verfahren einzustellen.  
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied fragt nach, ob dem WAF mitgeteilt wurde, dass das 
Verfahren eingestellt wird.  
 
Hier solle man erneut anfragen. Der Beschluss sollte mit erneuter Frist gefasst 
werden.  
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Beschluss:  
Der Gemeinderat beschließt die Einstellung des Bauleitplanverfahrens zur 13. 
Änderung des Flächennutzungsplanes zur Darstellung einer Fläche für 
Windenenergieanlagen auf Fl.Nr. 72 Gem. Schönbrunn im Wittelsbacher Forst, 
sollte bis zum 04.11.2018 keine positive Nachricht über die Weiterführung des 
Verfahrens eingehen.  
Die Verwaltung wird im Falle der Einstellung des Verfahrens dies der 
Öffentlichkeit sowie den beteiligten Behörden mitteilen.  
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 

118. Bauvoranfrage auf Bau einer Photovoltaikanlage auf der Fl.Nr. 158, 
Gemarkung Gelbelsee; Beratung – Beschlussfassung (603/610) 
 
Das Vorhaben liegt im Bereich der Straße „Am Weiher“ im OT Gelbelsee. 
Seitens der Antragstellerin soll eine Anlage mit ca. 300,00 kWh errichtet werden. 
Im Standortkonzept zur Förderung von regenerativen Energien aus 2010 ist 
diese Fläche nicht enthalten. 
 
Gemäß den Angaben und der vorliegenden Planung der MDN liegt der 
Verknüpfungspunkt unmittelbar daneben, hier der angrenzende Trafo.  
Soweit bauleitplanerische Maßnahmen erforderlich sind, ist die Aufstellung eines 
Bebauungsplans (vorhabenbezogen) unumgänglich. Hierzu ist dann im Vorfeld 
ein entsprechender städtebaulicher Vertrag abzuschließen. 
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied fragt sich, ob das Vorhaben überhaupt sinnvoll sei, da 
das Grundstück viel tiefer als die Autobahn liege. Andererseits sei eine 
Anbindung gegeben.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied meint, dass bewohnte Haus problematisch 
sei.  
 
Dies werde im Verfahren geklärt, so Bürgermeisterin Forster.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied ist der Meinung, dass eine ggf. erforderliche 
Ausgleichsfläche dann auf dem Grundstück vorzuhalten sei.  
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Ein anderes Gemeinderatsmitglied fragt, mit welcher Begründung hier der 
Eigentümer behindert werden sollte. Der Immissionsschutz im Landratsamt 
entscheide den Antrag.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied findet, dass eine PV-Anlage so nah an einer 
Wohnnutzung ungünstig sei. Hier seien durch Abholzung und Auffüllen zuvor 
Fakten geschaffen worden, die erst hinterher zur Genehmigung vorgelegt 
würden. Der Nachbar wäre am Ende Leid Tragender, daher sei das Vorhaben 
nicht mitzutragen.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied gibt zu bedenken, was die beste Nutzung für 
das Grundstück darstelle. Weiter sei eine Bauleitplanung der Gemeinde 
erforderlich. Da es an der Autobahn liege, sei das Vorhaben grundsätzlich 
möglich. Die Ausgleichsflächen sollten auf dem Grundstück vorgehalten werden, 
da hierdurch ein Schutz durch die Trennung zum Wohnhaus gegeben sei. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied bringt vor, dass eine Genehmigung evtl. den 
Brückenbau mit Hilfe des Anbindegebots für ein weiteres Vorhaben darstelle.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, der Bauvoranfrage in seiner vorliegenden Form das 
gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis: 8  4 
Gemeinderatsmitglied Schranz stimmt wegen persönlicher Beteiligung nicht ab.  
 
 
Beschluss: 
Auf die Belange der angrenzenden Anwohner ist höchste Rücksicht zu nehmen. 
 
Abstimmungsergebnis: `12  0 
Gemeinderatsmitglied Schranz stimmt wegen persönlicher Beteiligung nicht ab.  
 
 

119. Bauantrag zum Einbau eines außenliegenden Windfangs auf dem 
Grundstück Fl.Nr. 1007/15 Gem. Denkendorf, Alemannenstraße; Beratung – 
Beschlussfassung (602) 
 
Das Vorhaben liegt im Bereich des Bebauungsplanes Nr. XIV Gewerbegebiet 
„An der Römersäule“ BA II. 
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Das Vorhaben wurde Anfang August 2018 im 
Genehmigungsfreistellungsverfahren behandelt. Das Landratsamt hat danach 
festgestellt, dass das Vorhaben die Voraussetzungen hierzu nicht erfüllt, da es 
sich bei dem geplanten Vorhaben um einen Sonderbau handelt. 
Das Vorhaben ist somit baugenehmigungspflichtig. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem Bauantrag in seiner vorliegenden Form das 
gemeindliche Einvernehmen zu erteilen.  
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 

120. Antrag zur Bebauung des Grundstücks Fl.Nr. 19 Gem. Gelbelsee 
Kreisstraße  
a) Aufnahme in den Beb. Plan Nr. 21 c „Innerortsbereich Gelbelsee“; 
Beratung – Beschlussfassung (610BeXXIc) 
b) Nutzung des öffentlichen Feld- und Waldweges Fl.Nr. 154 Gem. 
Gelbelsee als Zufahrt; Beratung – Beschlussfassung (602) 
 
Zur geplanten Bebauung wurde auf die entsprechende Bauvoranfrage im 
Bauausschuss in der Sitzung vom 19.04.18 das gemeindliche Einvernehmen 
erteilt. 
Hierzu ist geplant, 2 Zufahrten von Süden hier über die Ortstraße (Kreisstraße) 
zu schaffen. 
 
Nunmehr hat das Landratsamt nach Prüfung gegenüber den Antragstellern 
mitgeteilt, dass das überplante Grundstück nicht im Bereich der 
Veränderungssperre und somit auch nicht im Gebiet der 
Bebauungsplanänderung Nr. 21 c „Innerortsbereich Gelbelsee“ liegt. 
Ergänzend wurde aber festgestellt, dass das Vorhaben jedoch innerhalb des im 
Zusammenhang bebauten Ortes Gelbelsee, im bauplanungsrechtlichen 
Innenbereich (§ 34 BauGB) gesehen wird. 
Hinsichtlich der zwei geplanten Zufahrten wurde angeregt, diese auf eine Zufahrt 
zu reduzieren bzw. für die geplante Doppelhausbebauung die Zufahrt über den 
Weg Fl.Nr. 154 zu nehmen. Hierzu ist jedoch das Einvernehmen mit der 
Gemeinde einzuholen. 
 
Aufgrund dieser Mitteilung haben die Antragsteller einen entsprechenden Antrag 
zur Aufnahme Ihres Grundstücks in den Bebauungsplan eingereicht. Auch wird 
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noch beantragt, die Zufahrt über den öffentlichen Weg Fl.Nr. 154 nehmen zu 
dürfen. Eine evtl. Beteiligung an den Instandhaltungskosten hierzu wird 
angeboten. 
 
Stellungnahme Bauverwaltung: 
Das Grundstück liegt tatsächlich außerhalb der Veränderungssperre und damit 
auch nicht im Bereich der Veränderungssperre zum Bebauungsplan. 
Eine Aufnahme in den Bebauungsplan ist jedoch nicht erforderlich, da seitens 
des Landratsamtes eine Innenbereichslage festgestellt wurde. 
 
Zur Zufahrt über den gemeindlichen Weg ist festzustellen, dass es sich hier um 
einen gewidmeten öffentlichen Feld- und Waldweg handelt. 
Auch ist die Zufahrt zum Grundstück gesichert, da dieses an der Ortstraße 
„Kreisstraße“ anliegt. 
Eine erweiterte Zufahrt über einen öffentlichen Feld- u. Waldweg ist somit nicht 
erforderlich. 
 
 
Beschluss: 
a) Der Gemeinderat beschließt, dass einer Aufnahme des Grundstücks in den 

Bereich der Bebauungsplans Nr. 21 c „Innerortsbereich Gelbelsee“ nicht 
zugestimmt wird. 

 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, dass bei einer Zustimmung zur Nutzung des 
Feldwegs nur Probleme entstehen würden. Bei einem anderen Fall sei dies auch 
verwehrt worden.  
 
Außerdem sei bereits eine Zufahrt über das eigene Grundstück geplant, so ein 
weiteres Gemeinderatsmitglied.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied ergänzt, dass hier noch weitere Probleme entstehen 
könnten; der Eigentümer würde die Zufahrt auf eigene Kosten herstellen, die 
dann von anderen genutzt werde und ggf. zerstört werde. Von der Zustimmung 
sollte abgesehen werden.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied meint, dass der Bauwerber unterstützt 
werden sollte.  
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Hierzu führt ein Gemeinderatsmitglied aus, dass es der Wunsch des Bauwerbers 
sei, das eigene Grundstück als Zufahrt zu nutzen. Eine Zweckentfremdung des 
Feldwegs sei nicht im Sinne der Gemeinde.  
 
 
Beschluss: 
b) Der Zufahrt über den öffentlichen Feld- u. Waldweg Fl.Nr. 154 Gem. 

Gelbelsee wird nicht zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  1 
 
 

45. Einleitung von bauleitplanerischen Maßnahmen für ein Wohnbaugebiet im 
OT Zandt - Aufstellung eines qualifizierten Bebauungsplans Nr. XLIX (49) 
„Südl. Dorfmitte“ im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB Zandt - 
Weiteres Verfahren mit Beschluss zur öffentlichen Auslegung gem. § 3 
Abs. 2 BauGB  und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 2 BauGB; Beratung – Beschlussfassung (610 Be XLIX)  
 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung vom 19.04.18 die Aufstellung eines 
qualifizierten Bebauungsplans im OT im beschleunigten Verfahren nach § 13 a 
BauGB als Nr. XLIX „Südl. Dorfmitte“ Zandt als WA – Gebiet beschlossen.  
Es handelt sich hierbei um die Grundstücke zwischen der Bergstraße und Am 
Graben. 
Nunmehr liegt ein entsprechender Bebauungsplanentwurf vor, der nun zur 
Auslegung gelangen soll. 
 
 
Bürgermeisterin Forster erläutert, dass die Unterlagen erst kürzlich fertiggestellt 
worden seien und noch einiger Änderungen bedürfen. Bei diesem Verfahren 
gebe es nur eine Auslegung, so dass eine Vertagung auf die nächste Sitzung 
sinnvoll sei.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat Denkendorf beschließt, TOP 45 zu vertagen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
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31. Bebauungsplan „Am Limes BA I“ Nr. XLI (41), Denkendorf; Behandlung der 

Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung und der 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange – Abwägungsbeschlüsse, 
Satzungsbeschluss; Beratung – Beschlussfassung (610BeXLI) 
 
A) Behandlung der Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlichkeits-
beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Die Öffentlichkeitsbeteiligung wurde in der Zeit vom 23.07.2018 – 23.08.2018 
durchgeführt. Es wurden keine Anregungen vorgebracht. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt hiervon Kenntnis. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
B) Behandlung der Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange wurden 
in der Zeit vom 23.07.2018 – 23.08.2018 durchgeführt. 
Von den nachstehenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sind keine Stellungnahmen eingegangen: 
 
- Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung Ingolstadt, 
- Bayerischer Bauernverband, Region 10 
- Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Thierhaupten 
- Bund Naturschutz e.V., Eichstätt 
- Deutsche Post Immobilienservice GmbH 
- Ev. Pfarramt Kipfenberg 
- Katholisches Pfarramt Kipfenberg 
- Katholisches Pfarramt Denkendorf 
- Katholisches Pfarramt Dörndorf/Bitz 
- Katholisches Pfarramt Gelbelsee 
- Katholisches Pfarramt Zandt 
- Kreisheimatpfleger Herr Dr. Riederer 
- Kreishandwerkerschaft Eichstätt 
- Landwirtschaftsamt Ingolstadt 
- Stadtverwaltung Beilngries 
- Marktgemeinde Altmannstein 
- Marktgemeinde Kipfenberg 
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- Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
- Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt 
- Wasserzweckverband Kipfenberg / Denkendorf 
 
Nachstehende Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben keine 
Einwände vorgebracht bzw. Ihr Einverständnis erklärt: 
- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ingolstadt, Abt. Forsten 
- Amt für ländliche Entwicklung Oberbayern 
- Autobahndirektion Nordbayern, Dienststelle Fürth 
- Bayer. Landesamt für Umwelt 
- Eisenbahn-Bundesamt München 
- Gemeinde Stammhamm 
- LRA Eichstätt – Tiefbauverwaltung 
- Regierung von Oberbayern 
- Staatliches Bauamt Ingolstadt, Hochbau / Straßenbau  
- Wittelsbacher Ausgleichsfond 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis von den Trägern öffentlicher Belange, die 
keine Anregungen vorgebracht bzw. ihr Einverständnis erklärt haben. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
Stellungnahmen mit Hinweisen und Einwänden 
 
1. LRA Eichstätt, Bauverwaltung Bezirk Nord, Herr Lederer, 14.08.18 
Keine Bedenken. 
Hinweis: 
Aus denkmalschutzrechtlicher Sicht ist im Nahbereich des Limes eine Bebauung 
nicht zulässig. Die Pufferzone wird nicht eingehalten. Eine Abwägung der 
Gemeinde, die die Belange des Denkmalschutzes nicht ausreichend 
berücksichtigt, wird als sehr problematisch angesehen. Einzelbauvorhaben 
könnten trotz Bebauungsplan nicht zulässig sein. Damit könnten auch 
Haftungsansprüche der zukünftigen Bauherren auf die Gemeinde zukommen. 
 
Abwägung: 
Die Entwurfsplanung vom 05.10.17 des Bebauungsplans, die eindeutig dem 
genehmigten FNP entsprochen hat, war nochmals umgeplant worden.  
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Der räumliche Geltungsbereich wurde dahingehend angepasst, dass sowohl das 
Bodendenkmal als auch das Landschaftsschutzgebiet außerhalb liegen. Die 
südliche Baugrenze wurde im Bereich der Teilstrecke des raetischen Limes auf 
einen Abstand von 50 m und im Bereich des Wachtpostens auf einen Abstand 
von 85 m abgerückt.  
Die nach wie vor geforderte Berücksichtigung der 100 m breiten Pufferzone 
würde bedeuten, dass das Gewerbegebiet nicht zu verwirklichen ist, da die 
Erschließung mit dem Wendehammer aufgrund der geforderten 
Kreuzungssituation zum bestehenden östlichen Gewerbegebiet "An der 
Römersäule" nicht verrückbar ist. 
Die Gemeinde ist der Auffassung, dass mit den getroffenen Abständen von 50 m 
bzw. 85 m die Belange des Denkmalschutzes ausreichend gewürdigt wurden. 
Deshalb wird an der Planung festgehalten.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahmen wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
2. LRA Eichstätt, Untere Naturschutzbehörde, Herr Straßer, 02.08.18 
Grundsätzlich keine Bedenken. Einverständnis bzgl. Lerchenfenster als 
Ausgleich (CEF-Maßnahme). Die Anlage der Lerchenfenster ist so zu 
terminieren, dass sie spätestens im März 2019 zur Verfügung stehen. Sonst wird 
die Wirkung als CEF-Maßnahme nicht gewährleitet. 
 
Folgende Punkte sind noch in die textlichen Festsetzungen aufzunehmen: 
- Mahd der Altgrasstreifen auf allen Ausgleichsflächen ist je nach dem 31.08. 

durchzuführen.  
- Ackerfurchen bzw. Brachflächen auf allen Ausgleichsflächen sind nach dem 

31.10. umzubrechen. 
- Für alle Pflanzungen sind ausschließlich autochthone (aus bodenständigem 

Saatgut gezogene) Laub- und Straucharten zu verwenden. Die Verwendung 
von Gehölzen mit auffälligen Laubfärbungen sowie hängenden, 
säulenförmigen, kugelförmigen oder pyramidalen Wuchsformen ist 
unzulässig. Bei Einzelbaumpflanzungen ist der Pflanzabstand der Bäume so 
zu wählen, dass sich jeder Baum entsprechend seinem Habitus (Wuchs- 
bzw. Kronenform) optimal entwickeln kann. 
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- Für alle ggf. erforderlichen Ansaatmaßnahmen ist ausschließlich 
autochthones Saatgut (sog. Regio-Saatgut) zu verwenden. 

 
Die sachgerechte Herstellung der Ausgleichsmaßnahmen sowie die 
Durchführung der Minimierungsmaßnahmen sind durch eine ökologische 
Bauleitung zu überwachen. Mit der Aufgabe ist eine fachlich qualifizierte Person 
bzw. ein entsprechendes Planungsbüro zu beauftragen. Name und Kontaktdaten 
sind der UNB vor Baubeginn mitzuteilen. 
Die Ausgleichsflächen sind dem Bay. LfU (Außenstelle Nordbayern) unmittelbar 
nach Beschlussfassung zu melden. 
Auf der Übersichtskarte zur Lage des geplanten GE auf dem Bebauungsplan ist 
noch der alte Umgriff dargestellt. Bitte korrigieren. 
 
Abwägung: 
- Die Terminierung der CEF-Maßnahme wird eingehalten. 
- Die textlichen Festsetzungen werden um die oben aufgeführten Punkte 

ergänzt. 
- Eine ökologische Bauleitung wird beauftragt und die Kontaktdaten werden 

der UNB rechtzeitig mitgeteilt. 
- Die Meldung der Ausgleichsflächen erfolgt unmittelbar nach der 

Beschlussfassung. 
- Der Umgriff auf der Übersichtskarte wird korrigiert. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahmen wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
3. LRA Eichstätt, Immissionsschutz, Herr Schmelz, 14.08.18 
Mit der Umsetzung der sich aus dem Schallgutachten ergebenden 
Anforderungen besteht von Seiten des fachlichen Immissionsschutzes 
Einvernehmen. 
Hinweis: Im BP wird im Textteil auf einen Entwurf BP vom 28.06.2018 inkl. 
Begründung mit Umweltbericht Bezug genommen. Auf Seite 10 wird auf einen 
Bericht der Fa. igi Consult GmbH vom 28.06.2018 mit der Berichts-Nr. C1700125 
(siehe Anlage 2) Bezug genommen und ist offensichtlich veraltet. 
 
Abwägung: 
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Zur Kenntnis genommen. 
Die Daten werden entsprechend korrigiert. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahmen wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen. 
 
Abstimmungsergebnis:13  0 
 
 
4. LRA Eichstätt, Technischer Hochbau Unt. Denkmalschutzbehörde, Herr 
Süppel, 09.08.18 
Die Pufferzone von lediglich 50 m wird nach wie vor kritisch gesehen. Es wird 
vorgeschlagen, BA I so umzuplanen, dass den Schutzzielen des Limes 
entsprochen werden kann. Im Verbund sollte auch der BA II weiterverfolgt 
werden, der aus Sicht der Denkmalpflege leichter zu realisieren sein dürfte. 
Bei einer Umplanung werden Optimierungsmöglichkeiten insb. auch bzgl. der 
Erschließungsstraße gesehen. Nach jetziger Sachlage wird die vorliegende 
Planung erneut abgelehnt. Der Abwägungsprozess des Gemeinderates kann 
nicht nachvollzogen werden. 
 
Abwägung: 
Die Entwurfsplanung vom 05.10.17 des Bebauungsplans, die eindeutig dem 
genehmigten FNP entsprochen hat, war nochmals umgeplant worden.  
Der räumliche Geltungsbereich wurde dahingehend angepasst, dass sowohl 
Bodendenkmal als auch das Landschaftsschutzgebiet außerhalb liegen. Die 
südliche Baugrenze wurde im Bereich der Teilstrecke des raetischen Limes auf 
einen Abstand von 50 m und im Bereich des Wachtpostens auf einen Abstand 
von 85 m abgerückt.  
Die nach wie vor geforderte Berücksichtigung der 100 m breiten Pufferzone 
würde bedeuten, dass das Gewerbegebiet nicht zu verwirklichen ist, da die 
Erschließung mit dem Wendehammer aufgrund der geforderten 
Kreuzungssituation zum bestehenden östlichen Gewerbegebiet "An der 
Römersäule" nicht verrückbar ist. 
Die Gemeinde ist der Auffassung, dass mit den getroffenen Abständen von 50 m 
bzw. 85 m die Belange des Denkmalschutzes ausreichend gewürdigt wurden. 
Deshalb wird an der Planung festgehalten.  
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Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahmen wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
5. Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Bodendenkmalpflege, 
Herr Dr. Haberstroh, 20.08.18 
Die geplante Erschließung des BA I von Westen über die St2229 ist aus 
denkmalfachlicher Sicht unproblematisch.  
Verweis auf Stellungnahmen P-2016-4910-1_2 vom 21.12.2016 sowie P-2016-
4910-1_4 vom 19.12.2017. Grundsätzlich nicht zustimmungsfähig ist das 
Heranrücken der Bebauung auf 50m an das Welterbe Limes. Es wird gefordert, 
dass analog zum südlichen BA II die Pufferzone auch im geplanten BA I mit 
einer Ausdehnung von 100m zum Limes respektiert wird. Insbesondere die 
Errichtung von Hochbauten in dieser Pufferzone würde die visuelle Integrität des 
Welterbes dauerhaft schwer schädigen, und ist deshalb abzulehnen. 
 
Abwägung: 
Die Entwurfsplanung vom 05.10.17 des Bebauungsplans, die eindeutig dem 
genehmigten FNP entsprochen hat, war nochmals umgeplant worden.  
Der räumliche Geltungsbereich wurde dahingehend angepasst, dass sowohl 
Bodendenkmal als auch das Landschaftsschutzgebiet außerhalb liegen. Die 
südliche Baugrenze wurde im Bereich der Teilstrecke des raetischen Limes auf 
einen Abstand von 50 m und im Bereich des Wachtpostens auf einen Abstand 
von 85 m abgerückt.  
Die nach wie vor geforderte Berücksichtigung der 100 m breiten Pufferzone 
würde bedeuten, dass das Gewerbegebiet nicht zu verwirklichen ist, da die 
Erschließung mit dem Wendehammer aufgrund der geforderten 
Kreuzungssituation zum bestehenden östlichen Gewerbegebiet "An der 
Römersäule" nicht verrückbar ist. 
Die Gemeinde ist der Auffassung, dass mit den getroffenen Abständen von 50 m 
bzw. 85 m die Belange des Denkmalschutzes ausreichend gewürdigt wurden. 
Deshalb wird an der Planung festgehalten.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahmen wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
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6. Planungsverband Region Ingolstadt, Herr Wagner, 01.08.18 
Der Planung kann zugestimmt werden, wenn in enger Abstimmung mit den 
Fachbehörden sichergestellt wird, dass die Belange des Denkmalschutzes 
ausreichend beachtet werden. 
 
Abwägung: 
Die Planung erfolgte in enger Abstimmung mit den Fachbehörden. 
Die Entwurfsplanung vom 05.10.17 des Bebauungsplans, die eindeutig dem 
genehmigten FNP entsprochen hat, war nochmals umgeplant worden.  
Der räumliche Geltungsbereich wurde dahingehend angepasst, dass sowohl 
Bodendenkmal als auch das Landschaftsschutzgebiet außerhalb liegen. Die 
südliche Baugrenze wurde im Bereich der Teilstrecke des raetischen Limes auf 
einen Abstand von 50 m und im Bereich des Wachtpostens auf einen Abstand 
von 85 m abgerückt.  
Die nach wie vor geforderte Berücksichtigung der 100 m breiten Pufferzone 
würde bedeuten, dass das Gewerbegebiet nicht zu verwirklichen ist, da die 
Erschließung mit dem Wendehammer aufgrund der geforderten 
Kreuzungssituation zum bestehenden östlichen Gewerbegebiet "An der 
Römersäule" nicht verrückbar ist. 
Die Gemeinde ist der Auffassung, dass mit den getroffenen Abständen von 50 m 
bzw. 85 m die Belange des Denkmalschutzes ausreichend gewürdigt wurden. 
Deshalb wird an der Planung festgehalten.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahme wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
7. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ingolstadt, Abt. Landwirtschaft, 
Herr Schnell, 25.07.18 
Keine weiteren grundsätzlichen Anmerkungen unter Bezugnahme der 
Stellungnahmen von 20.11.2017 und 13.12.2016. 
Ergänzend wird angeregt, die naturschutzrechtliche Eingriffs-
/Ausgleichsregelung (2.4 Begründung) zu überprüfen. 
Ggü. dem Stand vom 05.10.2017 werden zwar der Geltungsbereich und damit 
die Eingriffsfläche vermindert sowie der Forst und das LSG als "hochwertige" 
Gebiete ausgespart. Durch das Einstufen von bisher "geringwertigen" 
Ackerflächen zu "mittelwertigem" artenarmen Grünland (Faktor 0,85 statt 0,3) in 
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Verbindung mit der generellen Anhebung des Kompensationsfaktors der 
Ackerflächen von 0,3 auf 0,45 erhöht sich der Ausgleichsflächenbedarf um 9.828 
m² auf 29.764 m². 
Hinweis, dass der gesamte Geltungsbereich – unabhängig von einer 
gegenwärtigen Nutzung als Grünland und teils geringen Ackerzahlen – nach 
Bodenschätzung als Acker eingestuft wurde und entsprechend genutzt werden 
kann. Eine Erhöhung der Ausgleichsfläche im jetzigen Entwurf um 49 % ist daher 
aus landwirtschaftlicher Sicht nicht nachvollziehbar. Es sollte für die gesamte 
bisher landwirtschaftlich genutzte Fläche der ursprüngliche Faktor von 0,3 
angesetzt werden. 
 
Abwägung: 
Zur Kenntnis genommen. 
Der Faktor wurde gemäß Bay. Leitfaden und in Abstimmung mit der UNB 
festgelegt. Aus diesen Gründen wird an den Faktoren festgehalten. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahme wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
8. Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Frau Ellenberg, 30.07.18 
Durch die Bauleitplanung werden die Belange der DB AG nicht berührt. 
Auf die durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen 
entstehenden Immissionen (insbesondere Luft- und Körperschall usw.) wird 
vorsorglich hingewiesen. 
 
Abwägung: 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahme wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 



FORTSETZUNGSBLATT ZUR NIEDERSCHRIFT                                            Seite: 284 
über die öffentliche Sitzung 
 
des Gemeinderates Denkendorf                                                               am: 04.10.2018 
Lfd. Nr.                                   Sachverhalt 
 

9. Deutsche Telekom Technik GmbH, Herr Leissle, 27.07.18 
Verweis auf Stellungnahme vom 29.11.2016, die unverändert weiter gilt. 
Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die 
Telekom ist die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und 
außerhalb des Plangebiets einer Prüfung vorbehalten. 
Es wird um Mitteilung gebeten, welche Maßnahmen der Gemeinde und welche 
Dritter im Planungsgebiet stattfinden werden. 
 
Abwägung: 
Zur Kenntnis genommen. 
Telekom wird zu gegebener Zeit in Kenntnis gesetzt. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahme wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
10. Main-Donau Netzgesellschaft, Herr Nickisch, 25.07.18 
Verweis auf Stellungnahmen vom 22.11.2017 und 07.12.2016, die weiterhin 
gelten. 
Zusätzlich Bitte um Berücksichtigung der Punkte: 
- Im Trassenbereich der Versorgungsanlagen dürfen keine 

Baustelleneinrichtungen und Materiallagerungen vorgenommen werden. 
- Analog zur externen Ausgleichsfläche Fl.Nr. 163 Gmkg. Bitz, sind auch im 

unmittelbaren Bereich der weiteren, externen Ausgleichsflächen Fl.Nr. 404/2, 
407/1 und 411/2 Gmkg. Gelbelsee derzeit keine Anlagen vorhanden oder 
geplant. 

 
Abwägung: 
Zur Kenntnis genommen. 
Baustelleneinrichtungen und Materiallagerungen sind nicht Thema der 
Bauleitplanung. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahme wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
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11. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr, Herr Golinski, 24.07.18 
Belange der Bundeswehr werden berührt, aber nicht beeinträchtigt.  
Bis zu einer Bauhöhe von 18m über Grund bestehen keine Bedenken. 
 
Abwägung: 
Zur Kenntnis genommen. 
Die max. WH wurde auf 18m festgesetzt. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahme wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
12. Handwerkskammer für München und Oberbayern, Frau Hößl, 23.08.2018 
Die für den BA I festgesetzten Kontingente scheinen sich in einem 
angemessenen Rahmen zu bewegen, um einen entsprechenden Spielraum zur 
Ausübung ordnungsgemäßer Betriebsabläufe sowie notwendiger 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten auch für vglw. lärmintensivere Betriebe am 
Standort zu gewährleisten; die für den BA II wohl vorgesehenen LEK (vgl. Seite 
30 im Anhang des Gutachtens) könnten jedoch – sofern nicht noch durch 
entsprechende Zusatzkontingente ergänzt – für viele Handwerksbetriebe mit 
Tätigkeiten in den Außenanlagen problematisch, da nicht ausreichend, sein. Wir 
bitten um Überprüfung bzw. andernfalls Bauwerber über diese Gegebenheiten 
im Vorfeld zu informieren. 
 
Abwägung: 
Die mögliche Weiterentwicklung des GE im Bereich BA II ist nicht Bestandteil 
des verfahrensgegenständlichen Bebauungsplanes. Sie wurde vorsorglich in der 
schalltechnischen Untersuchung aufgenommen, um auch hierfür ein 
Lärmkontingent freizuhalten.  
Die angesprochenen niedrigen Schallleistungspegel für den BA II kommen zum 
einen dadurch zustande, dass infolge des Gewerbebestands "An der 
Römersäule" anzunehmen ist, dass an der Wohnbebauung gegenüber der 
Autobahn die schalltechnischen Orientierungswerte bereits ausgeschöpft sind 
und somit durch den BA I und den BA II in der Summe der Geräuschbeitrag an 
der Wohnbebauung entsprechend niedrig gehalten werden muss. Zum anderen 
sind die Lärmkontingente in BA II im Vergleich zu BA I aufgrund der deutlich 
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näheren Lage zur Wohnbebauung (Immissionsorte) niedriger. Trotzdem liegen 
aufgrund der vorab für BA II vorgehaltenen Schallleistungspegel die Schallpegel 
an den Immissionsorten gegenüber der Autobahn um ca. 5 dB höher als durch 
das Gebiet BA I (s. Anlagen 3.2 und 3.3 der schalltechnischen Untersuchung: 
jeweils Immissionsorte IO 1 bis IO 5). Dadurch liefert der BA II im Vergleich zum 
BA I einen wesentlich höheren Geräuschbeitrag und ist im Rahmen des 
bestehenden Spielraums nicht schlecht gestellt. Auch im Bauabschnitt BA II 
werden sich emissionsträchtige Gewerbebetriebe anordnen lassen, wenn 
schalltechnische Belange berücksichtigt werden, insbesondere die 
Betriebsgebäude Geräusche abschirmend zur Wohngebietsbebauung 
angeordnet werden. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahme wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
13. IHK München und Oberbayern, Herr Kraus, 09.08.18 
Die IHK München und Oberbayern begrüßt und befürwortet den B-Plan. 
Hinweis, dass ausgehend vom BVerwG, Urteil vom 07.12.17, Az. 4 CN 7.16 
nicht alle Anforderungen an die Festsetzung von Emissionskontingenten für ein 
GE als erfüllt angesehen werden können. 
Es ist möglich, nach § 1 Abs. 4 Satz 2 BauNVO Festsetzungen auch für mehrere 
GE einer Gemeinde im Verhältnis zueinander zu treffen. Ausgehend von der 
Begründung sowie der schalltechnischen Untersuchung lässt sich durchaus ein 
planerischer Wille der Gemeinde erkennen. 
Es scheint jedoch fraglich, inwieweit der Tatsache, dass neben dem 
emissionskontingentierten GE noch (mind.) ein GE als Ergänzungsgebiet 
vorhanden sein muss, in welchem keine Emissionsbeschränkungen gelten, 
Rechnung getragen wurde. 
Die beiden neugeplanten GE Am Limes BA I und BA II erfüllen diese 
Anforderungen nicht. Die zugewiesenen Kontingente reichen von 54 dB(A)/m² 
zur Tagzeit, 39 dB(A)/m² zur Nachtzeit (GE3) bis 62 dB(A)/m² zur Tagzeit, 47 
dB(A)/m² zur Nachtzeit (GE1). Damit bleiben die Werte hinter den Werten des 
Abschnitt 6.1b) der TA Lärm zurück. 
Abhilfe könnte durch die Änderung des BP "An der Römersäule" im 
Zusammenhang mit bzw. aufgrund der hier geplanten Kontingentierung erreicht 
werden. Sollte die Möglichkeit nach rechtlicher Prüfung gewählt werden, wird 
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vorsorglich darauf hingewiesen, dass keine immissionsschutzrechtlichen 
Einschränkungen für bereits ansässige Betriebe erfolgen dürfen. 
 
Abwägung: 
Zur Kenntnis genommen. 
Die Umsetzbarkeit des angesprochenen Urteils des BVerwG vom 07.12.2017 in 
die Praxis wirft bei den verschiedenen Fachstellen derzeit noch Fragen auf. Wie 
in der Stellungnahme der IHK ausgeführt, "muss neben dem 
emissionskontingentierten Gewerbegebiet noch (mindestens) ein Gewerbegebiet 
als Ergänzungsgebiet vorhanden sein, in welchem keine 
Emissionsbeschränkungen gelten". Diese Situation ist bei der Neuplanung eines 
Gewerbegebiets nicht in jedem Fall gegeben bzw. ohne Weiteres herzustellen. 
Im vorliegenden Fall verhält es sich allerdings anders: Es existiert das 
Gewerbegebiet "An der Römersäule", für welches im zugehörigen 
Bebauungsplan keine Emissionskontingente vergeben sind, vom Grundsatz her 
somit keine Emissionsbeschränkungen bestehen. Zwar wird im konkreten 
Untersuchungsfall nicht jeder Gewerbebetrieb (gerade im Hinblick auf die 
Nachtzeit) nicht vollständig unbeschränkt Geräusche emittieren dürfen. 
Zumindest für die am weitesten von der Wohnbebauung weg gelegenen, zudem 
abgeschirmt hinter bestehende Gewerbebauten angeordneten 
Gewerbegrundstücke unterliegen in schalltechnischer Hinsicht keiner 
Beschränkung. Hier ist es unter Anwendung der TA Lärm ausreichend, wenn ein 
Gewerbebetrieb an der Wohnbebauung um 6 dB reduzierte Immissions-
richtwerte einhält.  
Eine Änderung des Bebauungsplans "An der Römersäule" ist nicht beabsichtigt 
und nicht zielführend, um Lärmkontingente festzulegen und in der Folge 
Einschränkungen vorzunehmen. Die hier in der schalltechnischen Untersuchung 
angenommenen flächenbezogenen Schallleistungspegel sind, wie im 
Untersuchungsbericht erläutert, für die Gewerbebetriebe nicht bindend. Sie sind 
vielmehr vergeben worden, um auch rechnerisch nachzuvollziehen, dass durch 
das vorbelastende Gewerbegebiet "An der Römersäule" an der Wohnbebauung 
gegenüber der Autobahn die Orientierungswerte ausgeschöpft sind.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen und 
die Maßnahme wie in der Abwägung ausgeführt durchzuführen 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
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C) Weiteres Verfahren 
 
 
Satzungsbeschluss: 
Der Gemeinderat Denkendorf nimmt Kenntnis von der erneuten Beteiligung der 
Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der Unterrichtung der Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB zum Verfahren des 
Bebauungsplans „Am Limes“ Nr. XLI (41) und schließt sich den vorstehenden 
Abwägungsvorschlägen an.  
Der Gemeinderat Denkendorf beschließt den Bebauungsplan "Am Limes " Nr. 
XLI (41) in der heutigen Fassung als Satzung. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied schlägt vor, den zuständigen Bearbeiter der 
Denkmalpflege einzuladen und sich um Einigkeit z. B. durch die Errichtung eines 
Begegnungszentrums o. ä. zu bemühen. Durch die Forderungen würden sowohl 
Gewerbetreibende als auch Bürger eingeschränkt.  
 
Bürgermeisterin Forster führt aus, dass es bereits sehr viele Gespräche gegeben 
habe, die nicht zu einem einvernehmlichen Ergebnis geführt hätten. Von der 
Freihaltung der 100m-Zone nördlich und südlich würde nicht abgerückt. Mit der 
Planung des Bauhofs werde voraussichtlich – wie auch in der Nachbargemeinde 
– der Gerichtsweg beschritten.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied berichtet, dass die Politik das örtliche Problem nicht 
ernstnehme. Es gebe keinerlei Unterstützung durch Entscheidungsträger. Eine 
Hilfe im Vorfeld wäre möglich gewesen.  
 
Bürgermeisterin Forster meint, dass sicherlich im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
Unterstützung geleistet wurde; nun solle nicht weiter unnötig Zeit verstreichen.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied kritisiert, dass man innerhalb des LfD leichte Zusagen 
erhalte, die dann sofort von höheren Stellen zurückgezogen würden.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied stört sich an der Inkonsequenz; der Limes sei bereits 
vielfach überquert worden und werde dies auch zukünftig. Evtl. seien 
Ausnahmen schon oft für Gewerbegebiete genehmigt worden.  
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Ein Gemeinderatsmitglied meint, dass der örtliche Fall anders behandelt werde, 
da hier neues Baurecht geschaffen werden soll.  
 
 

97. a) Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der 
Einrichtungen nach dem BayKiBiG in der Gemeinde Denkendorf; Beratung 
– Beschlussfassung (028, 423) 
 
Mit Beschluss vom 26.07.2018 wurde die Gebührensatzung neu gefasst.  
Da die Satzung hinsichtlich der Geschwisterermäßigung nicht klar formuliert ist, 
soll dies nun angepasst werden. 
 
bisherige Fassung: 

§ 6 Geschwisterermäßigung 
Besuchen zwei oder mehrere Kinder mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde 
Denkendorf aus einer Familie (auch Stief- oder Halbgeschwister) gleichzeitig 
eine gemeindliche Einrichtung nach dem BayKiBiG, wird für das erste Kind ein 
Rabatt von 100 % gewährt. Das zweite Kind ist Vollzahler; ab dem dritten Kind 
erhält jedes weitere Kind einen Rabatt von 20 %. Die Ermäßigung richtet sich 
nach dem Lebensalter der Kinder, das jeweils älteste Kind gilt als erstes Kind. 
 
neue Fassung: 

§ 6 Geschwisterermäßigung 
(1) Besuchen mehr als zwei Kinder mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde 

Denkendorf aus einer Familie (auch Stief- oder Halbgeschwister) gleichzeitig 
eine gemeindliche Einrichtung nach dem BayKiBiG, wird für das erste Kind 
ein Rabatt von 100 % gewährt. Das zweite Kind ist Vollzahler; ab dem dritten 
Kind erhält jedes weitere Kind einen Rabatt von 20 %. Die Ermäßigung richtet 
sich nach dem Lebensalter der Kinder, das jeweils älteste Kind gilt als erstes 
Kind. 

(2) Besuchen zwei Kinder mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde Denkendorf aus 
einer Familie (auch Stief- oder Halbgeschwister) gleichzeitig eine 
gemeindliche Einrichtung nach dem BayKiBiG, erhält das 1. Kind den Rabatt 
von 20%, das zweite Kind ist Vollzahler. Die Ermäßigung richtet sich nach 
dem Lebensalter der Kinder, das jeweils älteste Kind gilt als erstes Kind. 

 
 
Herr Thomas Sendtner verlässt die Sitzung.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Einrichtungen nach dem 
BayKiBiG in der Gemeinde Denkendorf. Die Satzung liegt als Anlage zu dieser 
Niederschrift bei und ist Bestandteil dieses Beschlusses. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
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Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Gebühren für die Benutzung der Einrichtungen nach dem 

BayKiBiG in der Gemeinde Denkendorf vom 26.07.2018 
 

vom 04. Oktober 2018 
 
Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 sowie Absatz 2 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der derzeit gültigen Fassung 
erlässt die Gemeinde Denkendorf folgende Satzung:  
 

§ 1 
Änderungen 

§ 6 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 6 Geschwisterermäßigung 
(1) Besuchen mehr als zwei Kinder mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde Denkendorf 

aus einer Familie (auch Stief- oder Halbgeschwister) gleichzeitig eine 
gemeindliche Einrichtung nach dem BayKiBiG, wird für das erste Kind ein Rabatt 
von 100 % gewährt. Das zweite Kind ist Vollzahler; ab dem dritten Kind erhält 
jedes weitere Kind einen Rabatt von 20 %. Die Ermäßigung richtet sich nach 
dem Lebensalter der Kinder, das jeweils älteste Kind gilt als erstes Kind. 

(2) Besuchen zwei Kinder mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde Denkendorf aus einer 
Familie (auch Stief- oder Halbgeschwister) gleichzeitig eine gemeindliche 
Einrichtung nach dem BayKiBiG, erhält das 1. Kind den Rabatt von 20%, das 
zweite Kind ist Vollzahler. Die Ermäßigung richtet sich nach dem Lebensalter der 
Kinder, das jeweils älteste Kind gilt als erstes Kind.“ 
 

§ 2 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Denkendorf, 04. Oktober 2018 
 
GEMEINDE DENKENDORF 
 
 
Claudia Forster 
1. Bürgermeisterin 
 
 

 b) Kindergartenneubau; Beratung – Beschlussfassung (423) 
 
Herr Thomas Sendtner kehrt zur Sitzung zurück. 
 
Ausgangslage 
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Im Zuge des Neubaus des Kinderhauses in Dörndorf wurde bereits im 
Gemeinderat thematisiert, den Bedarf kommender Kinderbetreuungs-
einrichtungen am Hauptort Denkendorf zu decken. Der Nachweis des Bedarfs ist 
in den vergangenen Gemeinderatssitzungen dargestellt worden. Die 
erforderlichen Plätze sollen ab 2020 verfügbar sein. Angedacht wurde bereits die 
Errichtung einer neuen Einrichtung am Standort Krummwiesen. 
 
Bewertung 
Eine neue Kindertageseinrichtung soll insbesondere mit Hinblick auf Kosten und 
Termine optimiert werden. Die beabsichtigte Nutzungsaufnahme in 2020 lässt 
einen Planungswettbewerb zur Lösungsfindung nicht zu. Abhilfe könnte eine 
Generalüber- oder Generalunternehmerleistung schaffen. Hierbei wird eine 
Leistungsbeschreibung im Sinne eines Raumbuchs mit Lastenheft, wahlweise 
mit oder ohne vorgeschaltete Planung erstellt. Die Bauweise (Modulbau, 
Massivbau, Holzbau mit entsprechender Vorfertigung etc.) kann sogar zunächst 
offengelassen werden. 
Entsprechend leistungsfähige Unternehmen werden am Wettbewerb beteiligt mit 
dem Ziel, ein bezugsfertiges Gebäude zu erstellen. Der Betrieb verbleibt 
wiederum bei der Gemeinde. 
 
Ziel 
Es sollen Leistungsanfragen zur Planung (Lph. 1-4 HOAI) von mehreren 
Architekten oder Planern eingeholt werden. Die Rahmenbedingungen sind in 
einem Abfragekatalog festgelegt (Anlage). Zuschlagskriterien sind neben der 
Wirtschaftlichkeit auch die zeitliche Verfügbarkeit und Leistungsfähigkeit der 
Büros. Der Gemeinderat kann die Inhalte der Leistungsanfrage anpassen und 
eine Teilnehmerliste erstellen.  
Diese Maßnahmen dienen der Transparenz der späteren Vergabeentscheidung. 
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied erklärt, dass der dringende Bedarf noch nicht 
dargestellt sei. Man sollte eine Containerlösung als Alternative prüfen.  
 
Ein weiteres Gemeinderatsmitglied führt aus, dass auf die Gemeinde auch 
weitere hohe Kosten zukämen: Das Kanalnetz sei sanierungsbedürftig, dabei sei 
zu bedenken, wieviel die Gemeinde stemmen könne. Auch der Bauhof solle 
ausgelagert werden, die gdl. Aufgaben müssten weiter funktionieren. Große 
Investitionen seien außerdem für die Maßnahmen aus dem ISEK bzw. das 
Rathaus erforderlich. Bereits jetzt spreche man von 2,1 Mio. € für den 
Kindergarten Dörndorf und dieser sei noch nicht fertiggestellt. Die Finanzen 
würden evtl. nicht für alles ausreichen, es sei Weitblick nötig. Man müsse sich 



FORTSETZUNGSBLATT ZUR NIEDERSCHRIFT                                            Seite: 292 
über die öffentliche Sitzung 
 
des Gemeinderates Denkendorf                                                               am: 04.10.2018 
Lfd. Nr.                                   Sachverhalt 
 

überlegen, ob man auf dem richtigen Weg sei und sich fragen, was der Bürger 
brauche.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied ist der Auffassung, dass die Sparsamkeits-
Bereitschaft durchaus wichtig sei, aber auch andere Aspekte zu bedenken seien: 
So gebe es viele neue Baugebiete, die Familien mit Nachwuchs nach sich 
zögen. Diese hätten einen Anspruch auf Betreuungsplätze, die Gemeinde sei in 
der Pflicht. Da bereits jetzt ein Defizit an Betreuungsplätzen bestehe, müsse 
man sich zum Thema Gedanken machen, die konkret werden müssten und nicht 
in einer Spontan-Entscheidung enden. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, dass die Zahlen bereits bekannt gewesen 
seien, Dörndorf sei zu klein geplant worden. Container seien eine Alternative. 
Die Gemeinde habe viele Maßnahmen zu schultern.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied hakt nach, ob der Standort Krummwiesen kontaminiert 
sei. Es sollten zuerst die Altlasten geklärt werden.  
 
Dies erfolge durch eine vorherige Probebohrung, so Bürgermeisterin Forster.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied ist überzeugt, dass es dort kein Problem gebe.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied berichtet aus der Besichtigung des Container-
Kindergartens in Großmehring. Die Bauweise sei klimatechnisch ein Problem.  
 
Bürgermeisterin Forster ergänzt, dass Großmehring bereits darüber nachdenke, 
den Kindergarten abzustoßen. Die Gemeinde Denkendorf habe derzeit 11 
Millionen € zur Verfügung.  
 
Dies sei nicht viel Geld, entgegnet ein Gemeinderatsmitglied.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt entsprechende Leistungsanfragen für eine Planung 
(Lph. 1-4 HOAI) zur Kindertageseinrichtung in Denkendorf einzuholen. 
 
Abstimmungsergebnis: 11  2 
 
 

113. Befestigung der hinteren Zufahrt zum Sport- und Schützenheim Zandt; 
hier: Einbeziehung eines Parkbereiches; Beratung – Beschlussfassung 
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(631) 
 
Die Zufahrt umfasst 235 m², die Parkfläche 151m².  
Der Grasbewuchs ist abzuziehen und eine Schotterausgleichsschicht 
herzustellen. Ein Vollausbau mit 50 cm FSS ist nicht angedacht. Es verbleibt das 
bereits vorhanden und festgefahrene Schottermaterial. Die Spurbreite der 
Umfahrung beträgt 3,0 m. Die Entwässerung erfolgt in die angrenzenden 
Grünstreifen und versickert wie bislang auch. Eine Rinne ist in der gepflasterten 
Zufahrt bereits vorhanden. Anschließend ist 2-schichtig zu asphaltieren. 
 
Kosten für die Asphaltierung der Fahrbahn: ca. 15.000,00 € 
Kosten für die Asphaltierung der Parkplatz: ca. 10.000,00 € 
Gesamt:      ca. 25.000,00 € 
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied ist der Meinung, dass die Auffahrt mit drei Metern 
unnötig sei, hier reichten auch 1,50m.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied gibt zu bedenken, dass die Auffahrt auch 
genutzt werde. Diese sei aber zu steil und daher nicht behindertengerecht. Der 
Parkplatz allerdings gehöre dem Verein, daher sollte hier nicht die Gemeinde 
bezahlen.  
 
Bürgermeisterin Forster informiert, dass in der letzten Sitzung ein Beschluss 
über maximal 30.000 € gefasst worden sei und die Kosten nun bei 25.000 € 
lägen. Es wäre nicht sinnvoll, jetzt nicht die Gesamtmaßnahme umzusetzen.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied erklärt, dass nachzuprüfen sei, ob die Kosten 
tatsächlich nicht die 30.000 € übersteigen.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den Parkplatz in die Asphaltierung einzubeziehen.  
 
Abstimmungsergebnis: 11  2 
 
 

121. Antrag des FC Gelbelsee auf Förderung der Jugendarbeit; hier: 
Übungsleiterstunden; Beratung – Beschlussfassung (905) 
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Der FC Gelbelsee legte am 20.09.2018 den Bescheid des Landratsamtes über 
die pauschale Sportbetriebsförderung vor. Das Landratsamt bezuschusst hier die 
Übungsleiterlizenzen mit einer Fördereinheit von 0,290 € pro Mitgliedereinheit. 
Für den FC Gelbelsee beträgt dieser Zuschuss 2.600 x 0,290 € = 754,00 €.  
 
Laut Art. 8 Abs. 1 der gemeindlichen Zuwendungsrichtlinien beträgt der 
gemeindliche Zuschuss der Übungsleiterstunden 0,60 € je Stunde. 
Analog zum Beschluss vom 13.09. (SV Denkendorf) errechnet sich für den FC 
Gelbelsee nun ein Betrag von 2.600 x 0,60 € = 1.560 €.  
 
Laut Art. 3 Abs. 5 der gemeindlichen Zuwendungsrichtlinien entscheidet der 
Bürgermeister nur bis zu einem Betrag von 1.500 €.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt eine Zuwendung an den Sportverein Denkendorf für 
die Übungsleiterstunden in Höhe von 1.560 Euro. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  0 
 
 

122. Antrag der FFW Zandt auf Kostenübernahme für den Innenanstrich des 
Feuerwehrhauses; Beratung – Beschlussfassung (905) 
 
Herr Holtz erscheint zur Sitzung. 
 
Am 25.09. ging ein Antrag der FFW Zandt auf Genehmigung der 
Kostenübernahme für das Projekt „Feuerwehrhaus innen streichen“ ein.  
Beantragt wird neben den Materialkosten (die mit 700 € in den Haushalt 
eingebracht wurden) eine Kostenübernahme analog der Regelung nach Art. 10 
Abs. 2 der Zuwendungsrichtlinien: 
 
„Die Obst- und Gartenbauvereine, die Kriegervereine sowie sonstige Vereine, 
die zur Ortsbildverbesserung beitragen, erhalten für die Pflege gemeindlicher 
Einrichtungen einen Zuschuss nach folgenden Sätzen: 
1. 3,00 € pro Arbeitsstunde 
2. 3,00 € pro Maschinenstunde 
3. 0,10 € pro Quadratmeter gepflegte Fläche 
Zusätzlich erhalten die o.g. Vereine für Ihre geleistete Arbeit einen 
Verzehrgutschein in Höhe von 200,00 € jährlich.“ 
 



FORTSETZUNGSBLATT ZUR NIEDERSCHRIFT                                            Seite: 295 
über die öffentliche Sitzung 
 
des Gemeinderates Denkendorf                                                               am: 04.10.2018 
Lfd. Nr.                                   Sachverhalt 
 

Die FFW Zandt beantragt konkret: 
- Fläche ca. 270 m²  
- Arbeitsstunden gesamt ca. 120 Std.  
- Maschinenstunden ca. 2 Std.  
- Verzehrgutschein 200 € 
mit einem Gesamtaufwand von ca. 593 €.  
 
Nachdem es hierfür keine Regelung in den Richtlinien gibt, wird der Antrag dem 
Gemeinderat zur Entscheidung vorgelegt.  
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied führt aus, dass die Feuerwehren solche Projekte 
bisher immer selbst geschultert hätten. Ein Vergleich mit den Obst- und 
Gartenbauvereinen sei nicht zielführend und die Situationen auch nicht 
vergleichbar, da diese ihre Flächen ganzjährig pflegen. Ein Anstrich sei vielleicht 
einmal in 10 Jahren notwendig. Wenn der Verein dies aus (unfall-)technischen 
Gründen nicht übernehmen könne, dann sei es Sache der Gemeinde. Eine 
Förderung in dieser Form sei nicht notwendig.  
 
Ein weiteres Gemeinderatsmitglied stimmt dem zu und spricht sich für die 
Übernahme der Materialkosten und einer Brotzeit aus.  
 
Bürgermeisterin Forster meint, dass dies kein Problem sei, die Brotzeit werde 
durch sie selbst erledigt, wenn ein Termin bekannt sei.  
 
Die Gleichbehandlung aller Feuerwehren sollte sichergestellt sein, so ein 
weiteres Gemeinderatsmitglied.  
 
Herr Schambeck teilt dazu mit, dass es grds. keine Verpflichtung der Feuerwehr 
gebe, das Gerätehaus instandzuhalten. Dies sei Sache der Gemeinde. Es gehe 
nicht darum, ein Geschäft zu machen, die beantragte Zuwendung sei nicht zuviel 
verlangt. Die Freiwilligkeit und das Ehrenamt seien zu schätzen.  
 
Bürgermeisterin Forster antwortet, dass die Gemeinde dies sehr wohl schätze 
und bedankt sich für den Einsatz. Alle sollten gleichbehandelt werden und auch 
die anderen Feuerwehren übernähmen solche Projekte selbst.  
 
Dazu meint Herr Schambeck, dass ein Verein mit einem Antrag der erste sein 
müsse. Es seien auch noch andere Projekte angedacht, die bei fehlender 
Unterstützung durch die Gemeinde wohl nicht umgesetzt werden.  
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Ein Gemeinderatsmitglied erklärt, dass ein Ehrenamt der Ehre wegen 
übernommen werden und nicht auf Grund einer Bezahlung. Es sei damals 
erstaunlich gewesen, wie viele Freiwillige bei der Errichtung des Gerätehauses 
unterstützt hätte, hier zeige sich wohl ein Generationenwechsel.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied schlägt vor, dass die Feuerwehren insgesamt 
das Thema mit der Gemeinde besprechen sollten.  
 
Vor kurzem sei auch in Zandt das Gerätehaus außen gestrichen worden und 
auch in Schönbrunn habe die Gemeinde keinen Zuschuss geleistet. Alle seien 
gleich zu behandeln.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied gibt zu bedenken, dass die Gemeinde für den 
Unterhalt zu sorgen habe, wenn der Verein nicht dazu bereit sei, wodurch 
Kosten auf die Gemeinde zukämen.  
 
Dann werde kein Anstrich gemacht, so ein anderes Gemeinderatsmitglied.  
 
Auf die Initiative der Feuerwehr sollte über die Richtlinien nachgedacht werden, 
meint ein Gemeinderatsmitglied.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den Antrag abzulehnen. 
 
Abstimmungsergebnis: 13  1 
 
 

123. Beschaffung einer Geschwindigkeitsanzeige für Bitz; Beratung – 
Beschlussfassung (147) 
 
Ein Anwohnerehepaar kam in die Bürgersprechstunde der Bürgermeisterin. Im 
Frühjahr dieses Jahres hatten die beiden bereits eine Geschwindigkeitsmessung 
beantragt. Diese wurde Ende April durchgeführt. Auffällig viele Übertretungen 
zwischen 50 und 60 Stundenkilometern waren hier festgestellt worden. Nach 
Aussagen des Ehepaares verringerten jedoch die von Winden nach Bitz 
einfahrenden KfZ-Lenker die Geschwindigkeit, als sie den weißen Kasten sahen. 
Es wird vermutet, dass die Autofahrer ein Blitzgerät meinten gesichtet zu haben. 
Die Geschwindigkeitsmessgeräte, die bereits fest installiert sind, haben sich 
bewährt. In vielen Gemeinden sind bereits selbst in den kleinen Ortsteilen fest 
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installierte Messanlagen die Regel. Bitz ist durch die Staatsstraße besonders 
belastet. 
Ein Gerät mit Solarpanel inkl. Akku kostet 3.357,59 € brutto, die Software ist in 
der Gemeinde bereits vorhanden.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt eine weitere fest installierte 
Geschwindigkeitsmessanlage für Bitz am Ortseingang von Winden kommend. 
 
Abstimmungsergebnis: 14  0 
 
 

124. Ersatzbeschaffung von Tragkraftspritzen für die Freiwilligen Feuerwehren 
Gelbelsee, Bitz, Dörndorf und Zandt; Beratung – Beschlussfassung (090) 
 
Mittlerweile sind die Tragkraftspritzen von Gelbelsee, von Zandt und Dörndorf 
und von Bitz außer Betrieb. Die Gelbelseer Spritze ist aus dem Jahr 1976, die 
Spritzen von Bitz, Dörndorf und Zandt sind aus dem Jahr 1999/2000 und wurden 
damals kollektiv beschafft, weil die Jöhstadt-Pumpen als unempfindlich und vor 
allem als wartungsarm angepriesen wurden. 
Die Pumpen von Zandt und Dörndorf sind bei der Waldbrandübung im Juni 
kaputt gegangen, die Gelbelseer bereits im Frühjahr und die Bitzer Pumpe 
unlängst ebenfalls bei einer Waldbrandübung. Fakt ist, dass für die Gelbelseer 
Pumpe Ersatz zu beschaffen ist. Eine Pumpe konnte wirtschaftlich repariert 
werden, die Zandter Pumpe ist total kaputt, diese sei so überhitzt gewesen, dass 
sie nicht mehr abzuschalten war und nur mehr mittels eines Hebels 
zurückgedreht und auf AUS gesetzt werden konnte. Die Reparatur der Bitzer 
Pumpe liegt bei 3.766,83 €, der Anschaffungspreis lag bei 12.000 DM, also rund 
6.000 Euro. Wirtschaftlich sinnvoll ist eine Reparatur nicht. Die Kosten für eine 
Leihpumpe liegen bei 300 € pro Monat, derzeit sind zwei Pumpen ausgeliehen. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied spricht sich dafür aus, die reparierte Dörndorfer 
Pumpe als Ersatz vorzuhalten und die möglichen Zuschüsse zu nutzen. Es sei 
vorteilhaft, wenn alle Feuerwehren die gleichen Geräte nutzen.  
 
Bürgermeisterin Forster informiert, dass der Preis für eine neue Pumpe derzeit 
bei ca. 15.000 € liege abzgl. ca. 4.500 € an Zuschuss. Evtl. ergebe sich ein 
günstigerer Preis, wenn mehr Pumpen beschafft werden.  
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Auf Nachfrage erläutert Kommandant Felser, dass für die Wartung ein 
Kundendienst mit Ölwechsel alle zwei Jahre erforderlich sei.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Beschaffung von vier neuen Tragkraftspritzen 
und beauftragt die Verwaltung mit der Einleitung der weiteren Schritte.  
 
Abstimmungsergebnis: 14  0 
 
 

125. Fortschreibung des Nahverkehrsplans des Landkreises Eichstätt; 
Informationen aus der Arbeitskreissitzung des Teilraums Beilngries; 
Beratung – Beschlussfassung (851) 
 
Bürgermeisterin Forster berichtet aus der Arbeitskreissitzung zur Fortschreibung 
des Nahverkehrsplans des Landkreises Eichstätt an Hand einer Powerpoint-
Präsentation.  
Aus der Verkehrsnachfrage zeigt sich deutlich, dass die meisten Pendler von 
Denkendorf nach Ingolstadt fahren. Rang 2 belegt Eichstätt. Die Linie Beilngries-
Denkendorf-Ingolstadt ist unattraktiv auf Grund vieler Zwischenhalte und 
entsprechend langer Fahrtdauer. Außerdem gibt es keine Direktanbindung zur 
Audi. Die Einführung einer Schnellbuslinie mit den Haltestellen 
Beilngries/Volksfestplatz-Paulushofen/Dorstr.-Grampersdorf-
Denkendorf/Pendlerparkplatz-Denkendorf/Meierhofstr.-
Stammham/Abzw.Appertshofen-Stammham/Osteranger-Audi/TE-Audi/Tor10-
Audi/Forum-Ingolstadt/ZOB ist daher ein Maßnahmenansatz.  
Die Kosten für die Gemeinde liegen bei ca. 18.000 € jährlich.  
 
 
Ein Schnellbus sei nicht für Berufspendler, sondern für Kinder erforderlich, meint 
ein Gemeinderatsmitglied.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied erinnert, dass früher Kosten von 600.000 € für die 
Kommune genannt wurden.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied kritisiert, dass hier keine Anbindung der Bürger 
erfolge, da die Ortsteile nicht bedacht würden.  
 
Bürgermeisterin Forster erklärt, dass hier die Einführung einer Schnellbuslinie für 
Berufspendler Zielsetzung sei.  
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Ein Gemeinderatsmitglied stellt fest, dass die Linie ein Schnellbus zur Audi sei 
und somit die Firma gefördert werde.  
 
Bürgermeisterin Forster informiert, dass die meisten Pendler zur Audi wollen. 
Das Unternehmen zahlt einen Zuschuss für Bustickets der INVG, zu dem 
Entwurf der Schnellbuslinie gebe es aber noch keine Aussage hinsichtlich eines 
Zuschusses.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied berichtet, dass das Jobticket sehr gut im 
Unternehmen angenommen werde. Bei einem Halt am ZOB könnte die Linie 
auch gut von anderen genutzt werden.  
 
Die Zeiten seien aber deutlich an die Audi angepasst, meint ein anderes 
Gemeinderatsmitglied.  
 
Bei der Nutzung durch viele Audi-Mitarbeiter könnte dies zu einer wesentlichen 
Fahrpreisentlastung führen, vermutet ein Gemeinderatsmitglied.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied ist der Ansicht, dass der Ansatz zur 
Linienverbesserung wichtig sei. Der Anstoß zu anderen Fahrzeiten sei gut.  
 
Das Konzept müsse weiterentwickelt werden, so ein weiteres 
Gemeinderatsmitglied.  
 
Wenn Denkendorf weiterkommen wolle, müsse man die Maßnahme umsetzen, 
findet ein Gemeinderatsmitglied.  
 
Die Ankunft um 08.02 Uhr am ZOB sei nicht sinnvoll, kritisiert ein 
Gemeinderatsmitglied.  
 
Das Konzept sei ein erster konkreter Vorschlag, erklärt Bürgermeisterin Forster. 
Hier gehe es nicht um den Schülerbereich, sondern um Berufspendler. Der 
Schülerverkehr werde an anderer Stelle noch intensiv beleuchtet. 
 
 

126. Ausbau des Schotterfeldweges zum Anwesen Fl.Nr. 301, Gemarkung 
Denkendorf – Asphaltierung des Feldweges (631) 
 
Der Eigentümer des Anwesens Fl. Nr. 301 hat beantragt den Schotterweg zu 
asphaltieren. In einem persönlichen Gespräch wurde die Situation erörtert. Der 
Antragsteller teilte mit, dass das Vorhaben mit der Jagdgenossenschaft 
Denkendorf abgeklärt ist. Die Jagdgenossen würden den Unterbau des Weges 
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übernehmen. Der Weg, so der Antragsteller, wird auch von den PV-
Anlagenbetreibern entsprechend genutzt. 
Im Nachgang wurde ein Angebot in Höhe von netto 22.601,60 € über die 
Asphaltierung vorgelegt. 
Der Antragsteller bittet um Genehmigung und Unterstützung bei der Umsetzung 
der Maßnahme. 
 
Allgemeines 
Der Wegebau der Jagdgenossen werden mit 50 % bezuschusst. 
Hinsichtlich der Straßenbaulast ist anzumerken, dass für ausgebaute Feld- und 
Waldwege der Straßenbaulastträger die Gemeinden sind. 
Ein öffentlicher Feld- und Waldweg ist ausgebaut, wenn er,  
1. Eine Entwässerung, die Niederschlagswasser schadlos ableitet etc. 
2. Eine Tragschicht, die eine Achsenlast von mindestens 3,0 t ausreichend 

verteilt. 
3. Eine entsprechende Deckschicht vorhanden ist. 
4. Eine Fahrbahnbreite von mindesten 2,50 m aufweist. 
 
Die Regelung des künftigen Winterdienstes ist besser bereits jetzt regeln. 
 
Vergleichsthematiken von Feldwegen: 
- Bitz, Hof zwischen Dörndorf und Bitz im Jahr 2003: 

Die Jagdgenossenschaft hat 25 %, die Anwohner 50 % der Kosten 
übernommen. 

- Schönbrunn/Zandt, beim Forsthaus: ungeklärt. 
- Gelbelsee, Sportplatz/Wochenendsiedlung: Spritz-Asphalt  
- Bauausschusssitzung vom 07.11.1996 

„Die erforderlichen Erschließungsmaßnahmen sind von den Antragstellern 
auf deren Kosten herstellen zu lassen.“ 

 
 
Ein Gemeinderatsmitglied erinnert an das Ansinnen der Gemeinde, möglichst 
keine Flächen mehr zu versiegeln. Hier wäre die Maßnahme außerdem zum 
Nutzen eines Einzelnen.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied meint, dass hier bereits ein Weg bestehe, der 
durch Schotter schon versiegelt sei.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied hakt nach, wer für den zukünftigen Unterhalt 
aufzukommen hätte und ob die Jagdgenossen dann auch Reparaturen zu 
übernehmen hätten.  
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Herr Landes informiert, dass generell eine Umlegung auf die Anleger möglich 
sei.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied stellt fest, dass dem Antragsteller 1996 eine 
Asphaltierung zugesichert worden sei, wenn er die Erschließung selbst 
übernehme. Eine Beteiligung der Gemeinde sei in Frage zu stellen.  
 
Herr Landes erklärt, dass das Grundstück baurechtlich bereits erschlossen sei.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied fasst zusammen, dass die Gemeinde grds. 
Asphaltierungen vermeiden möchte. Weiter könnten die Jagdgenossen den Weg 
so herrichten, wie sie ihn benötigen. Eine Beteiligung sei nicht Aufgabe der 
Gemeinde.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, dass die Gemeinde nicht mehr zahlen sollte als 
bei einer Schotterung.  
 
Bürgermeisterin Forster teilt mit, dass der Unterbau für eine Asphaltdecke für die 
Jagdgenossen das gleiche koste wie eine Schotterung.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied findet, der Antragsteller sei hier selbst verantwortlich, 
bei einer Beteiligung widerspreche der Gemeinderat seiner Satzung und 
unterstütze einen Privaten.  
 
Bürgermeisterin Forster erklärt, dass hier eine Einzelfall-Entscheidung zu treffen 
sei.  
Ein Gemeinderatsmitglied stellt heraus, dass sich die Gemeinde beteiligen 
könne, da jetzt jemand den Weg ertüchtigen würde.  
 
Bürgermeisterin Forster ergänzt, dass der Weg sowieso gemacht werden müsse. 
Hierbei könne man die Umstände nun noch für jemand verbessern.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied hakt nach, ob es einen Mehrwert für die Gemeinde 
gebe und ob der Weg viel genutzt werde. Eine Schotterung sei wohl keine stabile 
Lösung.  
 
Bürgermeisterin Forster teilt mit, dass auch die Zufahrt für den Solarpark als 
Spazierweg gut genutzt werde.  
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Ein Gemeinderatsmitglied meint, man könne den Antragsteller den Weg 
asphaltieren lassen, sollte sich aber nicht beteiligen, da nur ein Einzelner 
begünstigt werde.  
 
Er habe das Recht, sauber zu seinem Grundstück hinzufahren, so ein anderes 
Gemeinderatsmitglied.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied stellt heraus, dass hier ein Einzelfall gegen eine 
Grundsatz-Entscheidung stehe. Man müsste sich grundsätzlich Gedanken 
machen und die Entscheidung auch für alle anderen anwenden.  
 
Ein weiteres Gemeinderatsmitglied verweist auf die möglicherweise 
nachfolgenden Aussiedlerhöfe in Schönbrunn, Zandt und Straßhäusl.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied meint, eine Beteiligung sei nicht in Ordnung. 
Hier würden 10.000 € für eine Person ausgegeben.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied sieht die Aussiedlerhöfe als Ausnahmefälle, die 
anders zu behandeln seien.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied schlägt vor, dass von den Kosten der 
Gesamtmaßnahme 50% der Antragsteller zu tragen habe, die andere Hälfte 
sollten sich Gemeinde und Jagdgenossen teilen.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied gibt zu bedenken, dass evtl. auch Unternehmer 
ähnliches fordern könnten.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied meint, dass hier entscheidend sei, dass der 
Antragsteller dort auch wohne.  
 
 
Beschluss:  
Der Gemeinderat beschließt den Feldweg asphaltieren zu lassen. 
 
Abstimmungsergebnis: 9  5 
 
Die Kosten des Unterbaus tragen die Jagdgenossen Denkendorf und die 
Gemeinde Denkendorf je zur Hälfte. Die restlichen Kosten der Asphaltierung 
trägt vollständig der Antragsteller.  
 
Abstimmungsergebnis: 5  9 
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Die Kosten der Gesamtmaßnahme trägt der Antragsteller zur Hälfte. Die übrigen 
Kosten tragen die Jagdgenossen Denkendorf und die Gemeinde Denkendorf je 
zur Hälfte.  
 
Abstimmungsergebnis: 8  6 
 
Die Gemeinde Denkendorf übernimmt keinen Winterdienst. 
 
Abstimmungsergebnis: 14  0 
 
 

 Weitere Informationen:  
 
Bürgermeisterin Forster verliest die „5.000er“-Rechnungen der Gemeinde. 
Weiter informiert sie über die morgige Demonstration „Herz gegen Hetze“. Dazu 
schlägt sie vor, wie in Ansbach eine „Resolution“ des Gemeinderats zu 
kommunizieren.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied findet es wichtig, sich zu diesem Thema einheitlich zu 
äußern.  
 
Bürgermeisterin Forster berichtet, dass es bisher zwei Treffen mit der 
Bürgerinitiative gab und beide Seiten an einer einvernehmlichen Lösung 
interessiert seien. Das Protokoll dazu soll an die Gemeinderatsmitglieder 
verschickt werden. Auch sind weitere Termine vereinbart, zu der die 
Gemeinderatsmitglieder eingeladen sind.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied fragt nach der Breite des Feldwegs in Dörndorf.  
 
Bürgermeisterin Forster informiert, dass dieser auf 3m zurückgebaut wird.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied teilt mit, dass viel LKW-Verkehr auf dem Weg beim 
Pendlerparkplatz stattfinde. Die Gemeinde sei nicht Verursacher und solle darauf 
hinwirken, dass der Weg wieder herzustellen sei. Zum Thema Bürgerinitiative 
wundere er sich über die Gespräche, die Inhalte zu verteilen sei wichtig.  
 
Dazu erklärt der zweite Bürgermeister, dass in den Gesprächen keinerlei Fakten 
geschaffen, sondern nur Vorstellungen besprochen worden seien. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, dass der Gemeinderat zu informieren sei, eine 
Unterrichtung im Nachgang sei nicht in Ordnung. Hier gehe es um eine Aufgabe 
des Gemeinderats.  
 
 
 
Ende der Sitzung:  22.05 Uhr 
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Claudia Forster     Daniela Herrler  
1. Bürgermeisterin     Protokollführerin  
 
 
 
Gemeinderatsmitglieder:  


